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Inspiriert durch den Wahlsieg des fran-
zösischen Parti socialiste hat sich in der 
europäischen politischen Landschaft eine 
Trendwende hin zu mehr „Moralität“ in 
der Politik vollzogen, der sich die Luxem-
burger konservativ-„sozialistische“ Regie-
rung bis auf weiteres noch zu widersetzen 
versucht. Die sogenannte „Aufgabe“ des 
Steuergeheimnisses (Informationsaus-
tausch) ist zwar in die Wege geleitet, bleibt 
jedoch nur eine späte Einsicht in eine Un-
ausweichlichkeit; immer noch üben maß-
gebliche Finanzkreise einen gewaltigen 
Druck auf die Regierungspolitik aus. 

Auch die Gewerkschaftsverantwortlichen 
des Banken- und Finanzsektors (letztens 
beim Festakt zum Jubiläum der dem 
christlichen Gewerkschaftsbund beigeord-
neten Gewerkschaft SESF) geben diesem 
Druck weitgehend nach und informieren 
ihre Mitgliedschaft aus ABBL- und ALFI-
Sicht über die Perspektiven des Finanz- 
und Fondsplatzes. Wirtschaftspolitische 
Alternativen sind bis dato nicht Gegen-
stand der politischen Debatte. Bis auf wei-
teres behauptet sich eine „Parole unique“. 

Mit prägnanten Begriffen wird (europä-
ische) Politik gemacht: Erfolgversprechende 
Kommunikationsexperten erfinden dabei 
Worte, die manchmal in Irreführung der 
öffentlichen Meinung das Gegenteil vom 
eigentlichen Wortinhalt ausdrücken. Des-
halb will ich hier unter Verzicht auf lange 
Zahlenabhandlungen einige Überlegun-
gen zu den Kernbegriffen der Steuerpolitik 
liefern.

Fiskalpaket

Ein solcher Begriff ist „Fiskalpakt“. Die-
ser bezieht sich keineswegs auf die euro-
paweite Steuerharmonisierung, sondern 
lediglich auf die Durchsetzung von Kri-
seninstrumenten zur Bewältigung der eu-
ropäischen Schulden- und der nationalen 
Haushaltsdefizite. Es ist bemerkenswert, 
dass das Einkommensteuerrecht laut Ver-
trag von Rom ein nationales Hoheitsrecht 
ist: Nur die indirekte Besteuerung (TVA) 
liegt in europäischer Kompetenz.

Finanztransaktionssteuer

Der klügste Einfall des noch amtieren-
den Finanz- und Budgetministers Luc 
Frieden war die Antizipation der europä-
ischen Reglementierung. Seltsamerweise 
fehlte ihm diese kluge Vorausschau, wenn 
es um eine europaweite Besteuerung der 
Finanztransaktionen oder sonstige Regu-
lierungsmaßnahmen bezüglich des aus-
ufernden Finanzimperialismus geht. Es 
wird diesem Minister anzukreiden sein, 
dass Luxemburg trotz Zugeständnis zum 
Informationsaustausch weiterhin zu den 
„Schurkenstaaten“ des Banken und Fi-
nanzkapitalismus gezählt wird.

Soziale Kohäsion

In den sechziger Jahren war die OCDE 
sehr darum bemüht, Konzepte zu erar-
beiten, die die Akzeptanz der Bürger ge-
genüber dem Steuersystem förderten. Die 
derzeitige Regierung, unter Finanzminister 

Frieden, verzichtet auf die Steuerzufrie-
denheit insbesondere der Grenzgänger. 
Dabei ist Steuerpolitik auch soziale Zu-
wendungspolitik: Die Streichung der Fa-
milien- und Studienzulagen für Grenz-
gängerkinder war insofern eine gefährliche 
Aufkündigung der sozialen Kohäsion.

Steuerpolitik = Familienpolitik

Mit Steuerpolitik glaubte man Familien-
politik beeinflussen zu können: Das Ein-
kommen der berufstätigen Frau wird einer 
hohen Steuerprogressivität trotz Ehegat-
tensplitting unterzogen, und unterliegt 
einem diskriminatorischen Steuerabzugs-
satz; die Auflösung der Ehegemeinschaft 
(Scheidung) wird in steuerlicher Hinsicht 
stark benachteiligt, während die Trennung 
der Ehegatten steuerlich irrelevant bleibt. 
Die Gleichung „Steuerpolitik = Famili-
enpolitik“ ist eine gefährliche Gleichung 
und charakteristisch für eine wertkonser-
vative Sichtweise. 

Dass auch die konservative Familienpo-
litik an ihre Grenzen gestoßen ist, wird 
deutlich an den Grundsatzurteilen des 
obersten bundesdeutschen Verfassungsge-
richts, das gleichgeschlechtlichen Partner-
schaften prognostisch (d. h. sogar außer-
halb der geltenden Gesetzgebung) bereits 
die gleichen Steuervorteile einräumt wie 
verheirateten Ehepaaren.
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Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes 

Als Ausgleich für die in absehbarer Zeit 
ausfallende indirekte Besteuerung des 
elektronischen Handels – die vorerst letzte 
Fiskalnische, die Luxemburg sich sichern 
konnte – wird eine Erhöhung des Nor-
malsatzes in Erwägung gezogen. Dem 
Budgetminister zufolge ist die Mehrwert-
steuer (MwSt.) die einzige gerechte Steuer, 
da sie für jeden gleichermaßen zählt. 

Dazu ist jedoch zu bemerken, dass das nur 
für den Steuersatz gilt. Arm und Reich 
zahlen den gleichen Mehrwertsteuerbetrag 
auf Brot und Butter, Kleidung, Treibstoff, 
und gegebenenfalls auf Goldbarren oder 
-münzen bzw. Bankdienstleistungen, in-
sofern sie nicht ohnehin zum vorsteuer-
berechtigten Kreis gehören. Für jeden ge-
wöhnlichen Bürger würde eine zwei- bis 
dreiprozentige Mehrwertsteuererhöhung 
eine entsprechende Verringerung der 
Kaufkraft bedeuten, da er keine Alterna-
tive zum Konsum von Lebensmitteln und 
lebensnotwendigen Waren hat. Seine ein-
zige regelmäßige mehrwertsteuerbefreite 
Ausgabe mag die Miete sein, die überdies 
für den gewerblichen Vermieter unter be-
stimmten Bedingungen noch Anrecht auf 
MwSt.-Rückerstattung eröffnen kann. 

Erstaunlicherweise greifen die Gewerk-
schaften und die Chambre des Salariés 
(CSL) nicht massiv in die Debatte ein, 
unter dem Vorwand, dass die MwSt.- 
Erhöhung bisher lediglich eine einzelne 
Meinungsäußerung darstelle.

Europäischer Steuerwettbewerb

In der März-Ausgabe von forum (Nr. 328) 
wies der Luxemburger Steuerexperte und 
-anwalt Alain Steichen auf den unerbittli-
chen Steuerwettbewerb zwischen den Mit-
gliedsstaaten hin. Dass es einen solchen 
Wettbewerb gibt, ist unbestritten. Jedoch 
hat die Luxemburger Steuerverwaltung 
bereits vor etlichen Jahren Stellung bezo-
gen gegen die Pauschalbesteuerung der 
betrieblichen Einkünfte (Körperschaft-
steuer; impôt sur le revenu des collecti-
vités) mittels eines einzigen Steuersatzes 
und damit der neoliberalen Verlockung, 
es manchen osteuropäischen oder balti-
schen Ländern gleichzutun, zu Recht ei-
nen Riegel vorgeschoben. Dennoch, und 
das ist entscheidend, nehmen trotz Fiskal-
pakt die Möglichkeiten zur europäischen 
Steuerumgehung und Steuerflucht (die 
keineswegs mit dem angeblichen „fraude 
caroussel“ gleichzusetzen sind1) zu. Steu-
ervermeidung (die durchaus legal sein 
mag) und Steuerhinterziehung werden in 
der EU auf eine Größenordnung von ca. 
100 Milliarden Euro geschätzt und sind 
das Ergebnis einer anhaltend ungleichen 
Weltwirtschaftsordnung. Steuerdumping, 
zu dem Luxemburg bewusst aber uneinge-
standen seinen Teil mit der Fondsindustrie 
beiträgt, ist eine Sprengfalle für die EU. 

Internen Berechnungen der Steuerver-
waltung zufolge, die selbst dem Exper-
tenkomitee zur Budgetplanung nicht 
vorgelegt wurden, würde die Anhebung 
und Anpassung der Taxe d’abonnement 

weitestgehend die Ausfälle der Mehrwert-
steuer aus dem elektronischen Handel 
kompensieren und den Finanzwildwuchs 
drastisch eindämmen. Eine weitgehende 
Vereinheitlichung der Höchstbesteuerung 
mit einer Angleichung der Steuerbemes-
sungsgrundlage im europäischen Maßstab 
ist eine Lösung, der sich Luxemburg nicht 
(wie im Fall der Transaktionsbesteuerung) 
verschließen sollte. 

Progressiv/Regressiv

Bei der Vorlage des Luxemburger Staats-
haushaltes durch Luc Frieden werden jedes 
Jahr die Bestrebungen zur Verringerung 

Eine demokratische Steuerprozedur

Das geltende Luxemburger Einkommen-
steuergesetz geht auf eine deutsche 
Vorlage zurück. Es wurde vom Luxem-
burger Parlament im Dezember 1967 
angenommen, d. h. kurz vor der „Armee-
krise“ aber nach sorgfältigen Vorarbeiten 
unter Hinzuziehung mehrerer namhafter 
ausländischer Experten und nach einer 
sorgfältigen parlamentarischen Debatte. 
Die damals votierten demokratischen 
Steuerprinzipien der Weimarer Republik, 
wie das alternierende Beweisrecht im 
Rahmen einer „kontradiktorischen“ Pro-
zedur, liefen auf eine Ausschaltung der 
Behördenwillkür hinaus und gelten im 
Wesentlichen auch heute noch. Schauen 
wir uns die Besteuerungsprozedur ge-
nauer an: Der Steuerpflichtige hat erstens 
das Recht eine Einkommensteuererklä-
rung einzureichen. Danach liegt in einer 
zweiten Phase die gegenteilige Beweis-
last bei der Verwaltung. Der Bürger hat 
drittens das Recht fristgemäß Einspruch 
gegen den Steuerbescheid einzulegen. 
Falls die Verwaltung (der Steuerdirektor) 
dem Einspruch nicht stattgibt, hat der 
Steuerpflichtige laut Einkommensteuer-
ordnung Klagerecht, ohne Anwaltszwang 
(einzigartig in Luxemburg: Judex non 
calculat!; d. h. der Rechtsbeistand oder 
Richter versteht nichts von Zahlen) beim 
Verwaltungsgericht. Eine letztlich demo- 
kratische Prozedur von Rechten und Pflich- 
ten, gegen die schon so mancher „Steuer- 
jurist“ im Finanzministerium Sturm gelau-
fen ist!
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der hohen Budgetdefizite aufs Neue durch 
staatliche Einnahmeausfälle zu Gunsten 
der Körperschaften und der Bezieher ho-
her Einkommen gehemmt. Luxemburgs 
Steuersystem belastet die physischen Per-
sonen (denn die Lohnabhängigen haben 
keinerlei steuerliche Ausweichmöglich-
keiten) mit immer höheren Steuern und 
sonstigen Abgaben. Die noble Idee der 
„Negativsteuer“ – zu der vor Jahren der 
Wirtschafts- und Sozialrat sich außerstande 
sah, Stellung zu beziehen und ein Gut-
achten anzufertigen2 – wurde inzwischen 
sogar in ihr Gegenteil verkehrt. Einzelne 
soziale steuerliche Abschreibungsmöglich-
keiten wurden zu steuerbaren Einkünften 
umfunktioniert („boni pour enfants“) und 
unterliegen direkt der Steuerprogressivi-
tät, weil seit Jahren – entgegen einer ein-
deutig anderslautenden Bestimmung der 
geltenden Steuergesetzgebung – die Steu-
ertabelle nicht angepasst wird. Der Steuer- 
zynismus des Unternehmerverbandes ist 
dabei grenzenlos, mit seiner Forderung so-
gar eine etwaige Mehrwertsteuererhöhung 
zu „desindexieren“.

Besteuerung von Kapital und Arbeit

Der Europäischen Kommission ist be-
kannt, dass die steuerliche Belastung der 
Arbeit im EU-Durchschnitt zwischen 
1980 und 1994 von 34,7 auf 40,5 % ge-

stiegen ist, während die Kapitalbesteue-
rung, die Einkünfte aus selbständiger 
Arbeit, die Gewinnbesteuerung von Ener-
gieprodukten und natürlichen Ressourcen 
im selben Zeitraum von 44,1 auf 35,2 % 
zurückgegangen ist. Die gleiche Tendenz 
ist in Luxemburg zu erkennen. Nur die 
Studie der CSL verweist derzeit auf diesen 
Zusammenhang.

Belgische Verhältnisse

Unter „belgischen Verhältnissen“ verste-
hen wir die Epoche der ersten belgischen 
Staatskrise, Mitte der siebziger Jahre. Die 
Steuer- und Sozialgesetzgebung war in 
unserem Nachbarland einem extrem ho-
hen und schnellen Anpassungsdruck aus-
gesetzt: Die Steuerreglemente und -gesetze 
wurden wie am Fließband überarbeitet 
und stellten sich in kürzester Zeit bereits 
als absolut reformbedürftig heraus.

Plädoyer für eine Steuerdebatte

Wo Steueroasen sprießen, schweigen sich 
selbst die Grünen über ökologische Steu-
erkonzepte aus. Von den Debatten in der 
EU unterscheidet sich dabei das Vorhaben 
der deutschen Grünen, gemeinsam mit 
der SPD und bereits aus der Opposition 
heraus, auf dem Höhepunkt des Wahl-
kampfs eine umfassende Steuerdebatte 

einzuleiten. Eine hierzulande weitgehend 
unbeachtete Diskussion.

Leider haben sich die französischen Mo-
delle durch überzogene Forderungen 
(Höchstsatz) oder durch die Zurechtbie-
gungen der Reichenbesteuerung unter 
dem vorherigen Präsidenten diskreditiert.
Dass es wirtschaftspolitische Alternativ-
konzepte geben kann, haben die Erfah-
rungen der Rüstungskonversion gezeigt. 
Das Exempel ist keineswegs aus der Luft 
gegriffen: Für Luxemburg wäre eine „Fi-
nanzplatzkonversion“ dringend erforder-
lich und von ähnlicher Tragweite.

Die parlamentarischen Arbeiten zur  
großen Steuerreform von 1967 hatten  
sich damals über mehr als ein Jahrzehnt 
hingezogen. Die heutigen Experten im 
Finanzministerium und in den Parteien 
verfügen kaum über die entsprechende 
Erfahrung im Steuerrecht, da ihre Juris-
tenausbildung in einem gänzlich fremden 
Steuerumfeld verlaufen ist. Schon allein 
deshalb ist es illusorisch anzunehmen, 
dass die nächste Regierung die große  
Steuerreform auf den Instanzenweg brin-
gen wird. Es ist ebenso unwahrscheinlich, 
dass sie sie auch nur in ihren Grundzügen 
bei den Koalitionsverhandlungen hinrei-
chend beleuchten wird u
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Über die Gültigkeit der Luxemburger 
Steuergesetzgebung in der Nachkriegszeit 
ist viel Tinte geflossen. Die Maßnahmen 
des nationalsozialistischen Besatzers 
wurden durch großherzoglichen Erlass 
bereits während des Exils der Großherzogin 
außer Kraft gesetzt. Tatsache ist, dass die 
deutsche Gesetzgebung niemals in einem 
Luxemburger Gesetzblatt publiziert worden 
war. Das war aus der Sicht des Chefs der 
Zivilverwaltung nicht nötig, weil Luxemburg 
integral zum Gebiet  des Deutschen Reiches 
gehörte. Doch am 26. Oktober 1944, 
bereits wenige Tage nach der Befreiung,  
erging ein weiterer Großherzoglicher Erlass 
über die Wiedereinsetzung der Steuer- 
gesetzgebung (aus praktischen Gründen der 
Nachkriegsordnung, und wohl auch wegen 
der Qualität dieser Texte). Diese Texte 
wurden insgesamt (unter Streichung 
der expliziten Nazibestimmungen und  

-terminologie – „deutsches Volkstum“ 
etc. in der sog. Gemeinnützigkeitsverord- 
nung beispielsweise – aber ohne jegliche 
Kenntlichmachung der gestrichenen 
Textpassagen) in einem Sonderband der 
Pasinomie luxembourgeoise, im Dezember 
1949 bei Bourg Bourger veröffentlicht.

Als „fraude caroussel“ in der Mehrwertbesteue-
rung über Landesgrenzen hinweg wird die sukzessive 
Anmeldung von vorsteuerberechtigten Transaktionen 
verstanden, bei der in einem Land eine Rückerstattung 
der MwSt. an ein Unternehmer (in bar) erfolgt, wobei 
entweder das Anrecht auf Rückerstattung zweifelhaft 
ist, da beispielsweise die entsprechenden Warenliefe-
rungen nie gemacht wurden oder die jeweiligen Fir-
men ihre Existenz bereits aufgegeben haben, bevor die 
Steuerverwaltung Wind vom Betrug bekommt.

Die Problematik der sogenannten Negativsteuer 
kommt zustande, wenn Steuerpflichtige, Lohnabhängige  
beispielsweise, über ein so geringes Einkommen verfü-
gen, dass sie unter der Mindestbesteuerungsgrenze lie-
gen. In diesem Falle könnten ihnen Sozialzuwendungen 
bis zur Höhe des Steuermindesteinkommens gewährt 
werden. Gerade zu einer solchen Zuwendung wollte der 
Wirtschafts- und Sozialrat sich in den siebziger Jahren 
nicht durchringen. Letztlich hat der CSV-Finanzminister 
(Juncker) sein Negativsteuerkonzept in Form der popu-
lären Auszahlung eines geldwerten Vorteils umgesetzt 
(„boni pour enfants“). Der gleichen fiskalischen Heran-
gehensweise entspricht die Erziehungspauschale in der 
Bundesrepublik Deutschland an „Minderbemittelte“.
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